
Bundessozialgericht

9 RV 248/65
—_——————_-—

I m N a m e n d e s V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit“

Verkündet am
25„ Juli 1967 Beklagte und Revisionsklägerin,

Reg0bersekretär g e g e
ni

Schriftführer

nnnnn cooon°ooooooooo°°oouoooo°ooaooooocoooocconoooooe,

Kläger und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter; ‚„„„„„‚„„„„‚°‚„„„„„„„ „„„„„ .

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

' mündliche Verhandlung vom 25„ Juli 1967 durch

Senatspräsident Dr. w e i 8

- Vorsitzender —‚
Bundesrichter ' Dr„ M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r ,
Bundessozialrichter J e l l i n g h a u s und

Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 18° Dezember 196“

wird als unbegründet zurückgewiesen°

Die Beklagte hat den Klägern die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Die Kläger sind die Witwe und die Kinder des im Januar 19Ä5

gefallenen Emil Schül:llli(Sch„)„ Sie kamen im November 1958

als Aussiedler aus dem Memelgebiet in die Bundesrepublik„

Auf Grund eines im Februar 1958 durch eine Verwandte gestell-

ten Antrages und eines am 12° Dezember 1962 vor dem Sozial—

gericht (SG) geschlossenen Vergleichs erhielten sie ab 10 Fe—

bruar 1958 Hinterbliebenenversorgung nach dem Bundesversor—*

gungsgesetz (BVG)° Den Antrag, gemäß @ 5 des Allgemeinen

Kriegsfolgengesetzes (AKG) vom 5° November 1957 auch Versor-

gung für die Zeit vom 1° April 1950 an bis 31° August 1958

zu gewähren, lehnte die Oberfinanzdirektion (OFD) Düsseldorf

.durch Bescheid vom 210 August 1962 ab„ Das SG Duisburg hob
durch Urteil vom 120 Dezember 1962 diesen Bescheid auf und

verurteilte die Oberfinanzdirektion‚ den Klägern ab 10 April

1950 Hinterbliebenenrente nach der Sozialversicherungsdirek—

tive (BVD) 27 und ab 10 Oktober 1950 nach dem Bundesversor—

gungsgesetz zu zahlen„ Durch Urteil des Landessozialgerichts

(LSG) vom 18° Dezember 1964 wurde die Berufung der in dem
Urteil als Beklagte bezeichneten Bundesrepublik Deutschland

als unzulässig verworfen° Die im Rahmen des AKG geltend

gemachten Ansprüche gehörten an sich zum Bereich der Kriegs—

opferversorgung (KOV)„ Die Berufung der Beklagten habe

lediglich die Gewährung von Hinterbliebenenrente für die

Zeit vom 1„ April 1950 bis 51° Januar 1958 betroffen, denn

für die Zeit danach bezögen die Kläger laufend Hinterblie—

benenrente° Die Berufung sei somit nach % 1A8 Nr° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht zulässig, da sie in

Angelegenheiten der KOV nur Versorgung für bereits abge«

laufene Zeiträume betreffe° Die Berufung sei auch nicht

nach 5 150 SGG zulässig° Sie sei nicht ausdrücklich zuge—
lassen worden, wie sich aus dem Urteilstenor, den Gründen

und der Rechtsmittelbelehrung einwandfrei ergebec Ein_
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wesentlicher Verfahrensmangel sei nicht gerügt worden; ein

solcher liege auch nicht vor; er sei insbesondere nicht

darin zu erblicken, daß die OFD Düsseldorf ohne zeitliche

Begrenzung verurteilt worden sei; denn aus den Gründen des

Urteils ergebe sich, die die Hinterbliebenenversorgung nach

der SVD 27 nur bis zum 300 September 1950 und nach dem BVG

bis 51° Januar 1958 zu gewähren sei° Mit der im Urteil des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 110 Dezember 196H — 10 RV

607/62 —vertretenen Auffassung sei davon auszugehen, daß

sich der Rechtsweg aus 5 51 SGG i‚V.m° @29 AKG ergebe„
Nach @ 29 AKG könne ein nach dem AKG angemeldeter Anspruch,

den eine Anmeldestelle abgelehnt habe, innerhalb von sechs

Monaten vor dem Gericht geltend gemacht werden, das "nach

der Natur des Anspruches" zuständig sei„ Die Kläger hätten
einen Anspruch nach 5 5 AKG erhoben, der an sich zum Be«

reich der KGV (Hinterbliebenenversorgung nach dem 2, Welt—

krieg) gehöre, aber wegen des Zusammenbruchs im Mai 1945

und der Nachkriegsverhältnisse für die in den deutschen
Ostgebieten verbliebenen Deutschen nicht mehr erfüllt wor—

den sei° Nach der Natur des Anspruchs handele es sich

somit um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit, für

die die Sozialgerichtsbarkeit zuständig sei,

Mit der zugelassenen Revishan rügt die Beklagte verfahrens-

rechtlich Verletzung der 55 148 Nr, 2, 150 SGG, sachlich-

rechtlich der @@5, 25, 27, 29 AKG. Das LSG habe verkannt,

daß das SG die Berufung zugelassen habe; die Zulassung ere

gebe sich daraus, daß das SG ausgeführt habe, die Berufung

sei nicht nach 5 148 Nr, 2 SGG ausgeschlossen, weil es sich

nicht um eine Angelegenheit der KOV, sondern der Kriegs—

folgengesetzgebung handele und das AKG keine Beschränkung

der Rechtsmittel enthalte° Wolle man jedoch davon ausgehen,

daß das SG die Berufung nicht zugelassen habe, so wäre sie

dadurch zulässig geworden, daß das LSG die Revision zuge—

lassen habe‚ Die Berufung sei auch wegen der grundsätzli—
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chen Bedeutung der Rechtssache statthaft gewesen° Die Beklagte

habe nach Inkrafttreten des AKG zahlreiche Anmeldungen, mit

denen Ansprüche wie die hier streitigen geltend gemacht wur—

den, ablehnen müssen, Es verstieße gegen den Gleichheits-

grundsatz, wenn den Klägern im Rahmen dieses verfahrens ohne

Rechtsgrundlage Ansprüche zuerkannt würden, die sie nach

5 5 AKG nicht hätten° @ 29 AKG enthalte keine Einschränkung

der Berufungsmöglichkeit; schon deshalb sei die Berufung

statthaft gewesen° Sie sei überdies nach @ 148 Nr, 2 SGG

auch deshalb zulässig, weil nicht nur Beginn oder Ende, son—

dern auch der Anspruch auf die Leistung an sich streitig

gewesen sei, Die Beklagte sei nicht zur Sache legitimiert,

da die Regelung der KGV als Verwaltungsangelegenheit auf die

Länder übergegangen sei, das AKG insoweit keine neuen Ansprü—

che gegen die Bundesrepublik begründe und diese deshalb nach

5 25 AKG nicht in Anspruch genommen werden könne, “

Die Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Berufungsgericht zurückzuverweisen°

Die Kläger beantragen, die Revision zurückzuweisen„ Sie hal—

ten das angefochtene Urteil für zutreffendo

Die durch Zulassung Statthafte Revision ist form- und frist-

gerecht eingelegt und begründet worden und daher zulässig

(gg 162 Abs; 1 Nr„ 1, 164, 166 SGG)° Sachlich ist sie nicht

begründet° '

Das LSG hat die Berufung der Beklagten als unzulässig ver—

worfen, weil sie in einer Angelegenheit der KOV nur Versor-

gung für bereits abgelaufene Zeiträume betreffe (@ 148 Nr„ 2
SGG), das SG die Berufung nich;nach 5 150 Nr„ 1 SGG zugelas-

sen habe und ein wesentlicher Mangel des Verfahrens nicht

gerügt wurde (@ 150 Nr° 2 SGS)° Diese Auffassung läßt einen
Rechtsirrtum nicht erkennen°
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Das SG hat die Beklagte verurteilt, den Klägern ab 1° April

1950 Hinterbliebenenrente nach der SVD 27 und ab 1° Okto—

ber 1950 nach dem BVG zu zahlen" Es hat festgestellt, daß

die Kläger seit dem 1° Februar 1958 Witwen— bzw° Waisenrente

nach dem BVG beziehen. Es hat zur Begründung des auf 5 5

Abs° 1 Nr, 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom“

5° November 1957 (BGBl I 1747) gestützten Anspruchs ausge-
führt, daß für den vorliegenden Sachverhalt das Bundesver-

sorgungsgesetz keine - auch keine verneinende — abschlie—

ßende Regelung enthaltea In der Urteilsformel ist zwar eine

zeitlich nicht befristete Verpflichtung zur Gewährung von
Hinterbliebenenrente ab 10 April 1950 ausgesprochen werden;

aus den Gründen des Urteils ergab sich aber, daß das SG nur

über die Ansprüche für die Zeit vom 1‚ April 1950 bis zum

310 Januar 1958 entscheiden wollte° Da die Urteilsformel

durch Heranziehung des sonstigen Urteilsinhalts, vor allem

der Entscheidungsgründe, auszulegen ist (BSG 5, 157; 4, 121,

123; 14, 88), konnte das LSG ohne Rechtsirrtum feststellen,
daß die auf Aufhebung des Urteils des SG gerichtete Berufung

der Beklagten nur Versorgung für bereits abgelaufene Zeit-

räume im Sinne des @ 1A8 Nr° 2 SGG betraf° Der Anwendung die-

ser Vorschrift stand nicht entgegen, daß der Anspruch der
}Kläger dem Grunde nach streitig war° Zwar ist die Berufung

gegen Urteile, die Beginn oder Ende der Versorgung betref—

fen (% 148 Nr° 2 SGG) nur ausgeschlossen, wenn der Versor-

gungsansprueh an sich unstreitig war (BSG }, 217, 222;

7, 48)° Eine solche Einschränkung kann dem Gesetz aber für
den weiteren Berufungsausschließungsgrund, daß die Berufung

nur Versorgung für bereits abgelaufene Zeiträume betrifft,

nicht entnommen werden° Es kommt dann nicht darauf an, ob

der Anspruch dem Grunde oder nur der Höhe nach streitig ist

(vgl„ BSG in SozR Nr‚ 28 zu 5 148 SGG; Peters/Sautter/Wolff,

Komm° zur SGb }, Aufl° @ 145 Anm. 5 d S° III/25)„ Entschei—
dend ist hier allein der mit der Berufung geltend gemachte

Beschwerdegegenstand (Peters/Sautter/Wolff aaO, S 148 Anm„ 3
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S‚ III/50), Die Berufung war auch nicht deshalb zulässig,‘
weil, wie die ReVision meint, nicht Ansprüche in Angele—
genheiten der KGV, sondern der Kriegsfolgengesetzgebung
streitig waren" Nach @ 29 AKG kann ein nach 5 26 AKG an—
gemeldeter, VON einer Anmeldestelle abgelehnter Anspruch
nur innerhalb von sechs Monaten und nur vor dem Gericht
geltend gemacht werden, das "nach der Natur des Anspruchs"
ZU5tändig ist, Zu diesen Ansprüchen gehören auch die in
5 5 Absü l NP° l AKG bezeichneten Ansprüche (5 l) auf Zah—
lung von Renten, die der Versorgung der Berechtigten die-

nen oder an einer Verletzung des Lebens, des Körpers, '
der Gesundheit Oder der Freiheit beruhen

„„„„„ , soweit Lei—
stungen aus diesen Ansprüchen für die Zeit nach dem 51, März

1950 geschuldet werden‚ Bei der durch @ 29 AKG getroffenen
Zuständigkeitsregelung kann sich die Natur des geltend ge-
machten Anspruchs nur nach dem Rechtsgebiet richten, dem
der Anspruch entSpringt (BSG Urt° v° 110 Dezember 196A

' 10 RV 607/62 - in BSG 22, 147)° Der Anspruch der Kläger
ist auf Hinterbliebenenversorgung nach dem durch Einflüsse
des militärischen Dienstes verursadhten Tode ihres Ehemannes
und Vaters gerichtet, Nach der Natur dieses Anspruchs handelt
es sich um eine Angelegenheit der KOV„ Der Anspruch verliert

diesen Charakter ■ieht dadurch, daß er nach den Vorschriften
des BVG in der hier anwendbaren Fassung des Sechsten Ände—

rungseesetzes des BVGvom1„ Juli 1957 (BGBl I 661) noch
nicht gegeben war (vgl° @@7, 60 Abs„ 1 Satz 1 BVG), sondern
nach der insoweit nicht nachprüfbaren Rechtsauffassung des

SG für den hier in Betracht kommenden Zeitraum erst in 5 5

AKGAnerkennung gefunden hat° Er bleibt ein auf Grund der '

Kriegsfolgengesetz€ebung zugebilligter zusätzlicher Anspruch

aus der KOV° Er kann daher nach 5 29 AKG i,V„m° @ 51 Abso 1

SGG nur im Sozialrechtswege geltend gemacht werden° 5 29 AKG

enthält keine au3drückliche Bezugnahme auf die in dem SGG

enthaltenen Re0htsmittelvorschriften° In dem bereits genann—

ten Träeil des ESG vom 22, Dezember 296Ä ist ausgeführt, es

.."f...
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könne fraglich sein, ob die Ausschließungsgründe der

5$ 14“ ff SGG auch dann Anwendung finden können, wenn
die Zuständigkeit der Gerichte der Sozialgerichtsbarkelt

auf der Sondervorschrift des 5 29 AKG beruht, die inso-

weit keine Einschränkung der Berufungsmöglichkeit vorsehe°

Diese Frage konnte in dem dort entschiedenen Falle dahin—

gestellt bleiben„ Nach der Auffassung des erkennenden

Senats sind mit der Verweisung des Anspruchs auf den Sozial-

rechtsweg in $ 29 AKG mindestens grundsätzlich auch die

Vorschriften anwendbar, die im SGG für den geltend gemach-

ten Anspruch - hier aus der KOV - vorgesehen sind‘, Wenn das

Gesetz ohne Einschränkung den Rechtsweg nach der Natur des

Anspruches bestimmt und das hiernach anwendbare Verfahrens—

gesetz für Ansprüche dieser Art (Angelegenheiten der Kriegs—

opferversorgung) einschränkende Vorschriften über die Zuläs—

sigkeit der Berufung enthält, so müssen diese Vorschriften

auch bei entsprechenden Ansprüchen nach dem AKG gelten°

Wäre die allgemeine Verweisung auf den Sozialrechtsweg in

@ 29 AKG anders zu verstehen, so wäre bei Jeder Vorschrift

des SGG zweifelhaft,ob und inwieweit sie auch auf die nach

dem AKG geltend gemachten Ansprüche anwendbar wäreo Dem

Gesetzgeber kann nicht unterstellt werden, daß er eine sol-

che Regelung, die zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit

führen würde, gewollt hat. Hätte er andererseits den "nach

der Natur des Anspruchs" anzuwendenden Verfahrensvorschrif—

ten über den Ausschluß von Rechtsmitteln bei Ansprüchen

nach dem AKG nicht gelten lassen wollen, so hätte dies zum

Ausdruck gebracht werden können und müssen° Der Schriftli-

che Bericht des 22. Ausschusses des Bundestages vom 22„ Mai

1957, der - zunächst als 5 24 b —dem 5 29 AKG zugrunde
liegt, läßt eine andere Auffassung nicht erkennen (vgl.°

Deutscher BT 2. Wahlper° 1953 Drucks° 3529 S. 27 sowie

III. — Bericht zu Drucke° 3529 des Berichterstatters

Seuffert — zu den 55 6 bis 24 b S. 10). Hierzu ist auch in

den Beratungen des Bundestages nichts gesagt worden (vgl°
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Deutscher BT 2° Wahlper° 1955, 224. Sitzung 8„ 15570 B,

C, D bis 8‚ 13576 sowie 227, Sitzung S° 13526 C und D)°
Das LSG hat somit zutreffend festgestellt, daß die Beru—

fung nach @ 1A8 Nr° 2 SGG nicht statthaft war°

Das SG hat die Berufung auch nicht nach 5 150 Nr, 1 SGG

zugelassen, Es konnte von seinem Rechtsstandpunkt aus eine

Entscheidung über die Zulassung der Berufung nach 5 150

Nr, 1 SGG gar nicht treffen, weil es die Berufung schon

nach allgemeinen Vorschriften für zulässig hielt. Es war

der Auffassung, daß die Berufung nach @ 1N8 Nr° 2 SGG

nicht ausgeschlossen war, weil es sich bei dem Anspruch

nicht um eine Angelegenheit der KGV, sondern der Kriegs-

folgengesetzgebung handele° Der Ausspruch in der Rechts—

mittelbelehrung "gegen dieses Urteil ist die Berufung

statthaft", stellt keine Entscheidung über die Zulassung
und damit keine Zulassung der Berufung im Sinne des 5 150

Nr° 1 SGG dar (BSG 2, 121, 125; A, 261, 265)„ Wenn das SG

damit auch eine unrichtige Rechtsmittelbelehrung erteilt

hat, so bewirkt diese nach der ständigen Rechtsprechung

des BSG doch keine Anfechtungsmöglichkeit nach ihrem unrich—

tigen Inhalt (BSG 5, 95 sowie BSG in SozR Nr° A1 zu @ 150

sec)° Die von der Beklagten genannte, in Breithaupt 1956

S. 712 veröffentlichte Entscheidung des 4, Senats des BSG

vom 29„ März 1956 - & RJ Ä5/5Ä — (BSG }, 2A, 26) betrifft

einen Sachverhalt, bei dem das LSG als Berufungsgericht

selbst zu prüfen hatte, ob die Berufung nach @ 150 Nr, 1
SGG zulässig war, da die erstinstanzliche Entscheidung

nicht von einem SG, sondern von einem Oberversicherungsamt

unter der Herrschaft des früheren Verfahrensrechts gefällt

worden war (vgl" auch BSG 1, 67)° Um einen solchen Sach—

verhalt handelt es sich hier nicht° Darin, daß das 80 in

einer Sache, in der die Berufung nach den @@1A4 bis 1A9

SGG ausgeschlossen war, das Rechtsmittel irrtümlich als

statthaft angesehen und deshalb keine Entscheidung dar-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..9..

über getroffen hat, ob die Berufung nach 5 150 Nr° 1 SGG

zuzulassen war, liegt kein wesentlicher Mangel des Ver—

fahrens (BSG in SozR Nr° 38 bis MO zu 5 150 SGG). Im übri-

gen hätte ein wesentlicher Verfahrensmangel in der Beru-

fungsinstanz gerügt werden müssen (5 150 Nr„ 2 SGG)° Das
LSG hat zutreffend und unangefochten festgestellt, daß die

Beklagte eine solche Hüge nicht vorgebracht hat° In der

von der Revision genannten Entscheidung des erkennenden

Senats vom 5„ September 1958 - 9 RV 892/56 — (BSG in SozR

Nr„ 27 zu $ 150 SGG = BSG 8, 147) ist ausgeführt, daß die
Zulassung der Berufung sich eindeutig aus dem Urteil erge—

ben muß° In dem dort entschiedenen Falle hatte das SG die

Berufung unter Zitierung des @ 150 Nr„ 1 SGG "ausdrücklich"

zugelassene Es handelte sich somit dort nur um die Frage,

unter welchen Umständen dem Urteil eine Entscheidung über

die Zulassung der Berufung zu entnehmen ist„ Im Gegensatz

hierzu hat im vorliegenden Falle das SG die Berufung nicht

zugelassen° ' ' ‘

Da die Berufung nach @ 1ä8 Nr° 2 SGG nicht statthaft war,
das SG die Berufung nicht nach @ 150 Nr° 1 SGG zugelassen

hat, ein wesentlicher Vérfahrensmangel im Berufungsverfah-

ren nicht gerügt wurde und auch der ursächliche Zusammen—

hang des Todes des Sch„ mit einer Schädigung im Sinne des

BVG nicht streitig war (@ 150 Nr° } SGG), konnte das LSG,

ohne auf den nach dem AKG geltend gemachten Anspruch sach—

lich—rechtlich einzugehen, die Berufung als unzulässig ver—

werfen° Im Revisionsverfahren kann deshalb auch nicht sach—

lich—rechtlich darauf eingegangen werden, ob, wie die

Beklagte meint, durch die Zuerkennung des Anspruches der

Gleichheitsgrundsatz verletzt ist“ Die Anwendung des 5 148

Nr° 2 SGG enthält eine solche verletzung jedenfalls nicht,

da diese Vorschrift in gleicher Weise für alle von ihr Betrof—

fenen gilt°
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Da somit das Urteil des LSG rechtlich nicht zu beanstan—

den ist, war die Revision nach % 17O Abs„ 1 Satz 1 SGG

als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

